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Unterkonto — Investitionen — ein. In allen übrigen 
Fällen erfolgt die Bereitstellung der Haushaltsmittel 
über die Einzelplankonten — Investitionen.

(3) Welche Betriebe der volkseigenen Wirtschaft 
Amortisations- und Gewinnteile zur Finanzierung ihrer 
Investitionen heranzuziehen haben, regeln die Verord­
nung vom 6. Januar 1955 über die Verwendung der 
Amortisationen in den Betrieben der volkseigenen 
Wirtschaft (GBl. I S. 21) und die Verordnung vom 
6. Januar 1955 übet die Verwendung der Gewinne in 
den Betrieben der volkseigenen Wirtschaft (GBl. I 
S. 23) sowie die hierzu ergangenen Durchführungs­
bestimmungen.

(4) Die planmäßigen Investitionen 1957 einschließlich 
der materiellen Überhänge aus 1956 werden von den 
Betrieben der volkseigenen Wirtschaft, die den Be­
stimmungen nach Abs. 3 unterliegen, finanziert:

a) aus erwirtschafteten Amortisationsteilen des 
I. Quartals 1957;

b) aus erwirtschafteten Gewinnteilen des I. Quartals 
1957;

c) aus Mitteln des Staatshaushalts, die im I. Quar­
tal 1957 in Kreditform gegeben werden.

(5) Die erwirtschafteten Amortisations- und Gewinn­
teile sind von den Investitionsträgern bei Fälligkeit auf 
ihre Sonderbankkonten Investitionen zu überweisen. 
Die Mittel gemäß Abs, 4 Buchst, c sind von den 
Investitionsträgern bei deren Planträger zu be­
antragen.

(6) Die Planträger stellen für die Haushaltsmittel
Limite bis zur Höhe des ihnen bestätigten Kassen­
planes bereit. Das Original dieses Limitschreibens nebst 
einem Durchschlag ist der Deutschen Notenbank ein­
zureichen, welche den Durchschlag an den Investitions­
träger weiterleitet. ^

(7) Auf Grund dieser monatlichen Limiterteilung ist 
die Deutsche Notenbank berechtigt, unabhängig von der 
Höhe der von den Investitionsträgern erfolgten Zufüh­
rungen Verfügungen aus den Sonderbankkonten ent­
sprechend dem auftretenden Bedarf zuzulassen.

(8) Eine Umverteilung von Amortisationen und Ge­
winnen findet nicht statt.

(9) Betriebe der volkseigenen Wirtschaft, für welche 
die Verordnungen vom 6. Januar 1955 nach Abs. 4 keine 
Anwendung finden, sowie staatliche Verwaltungen und 
Einrichtungen auf zentraler Ebene, Bezirks- und Kreis­
ebene finanzieren die planmäßigen Investitionen aus 
planmäßigen Haushaltsmitteln, die von den Planträgern 
in Limitform zur Verfügung gestellt werden.

(10) Die Bereitstellung der Mittel für die von 
den Investitionsträgern nach Abs. 4 in Anspruch ge­
nommenen Kredite im Rahmen der Limite erfolgt zu­
nächst alle fünf Tage. Der Ausgleich wird ohne beson­
deren Auftrag durch die Deutsche Notenbank durch­
geführt. Dabei sind zunächst vorrangig die auf den 
Sonderbankkonten Investitionen und auf den Haus­
haltskonten — Investitionen — vorhandenen Guthaben 
restlos zu verbrauchen. Für die dann noch erforder­
lichen Haushaltszuschüsse - refinanziert sich die 
Deutsche Notenbank über die Haushaltsunterkonten der 
Hauptverwaltungen bzw. über die Einzelplankonten der 
Ministerien oder zuständigen Abteilungen bei dem 
Haushalt der Republik, der Bezirke oder Kreise.

(11) Die von den Investitionsträgern gemäß Abs. 4 in 
den Monaten Januar bis März 1957 laut Bankauszüge 
aus erteilten Limiten in Anspruch genommenen Be­
träge gelten als Vorschuß des Haushalts und sind nach 
dem 31, März 1957 auf der Grundlage der bestätigten

betrieblichen Pläne der Einnahmen und Ausgaben mit 
den Planträgern zu verrechnen bzw. an diese zurück­
zuzahlen. Eine Verrechnung kann nur im Rahmen der 
bestätigten planmäßigen Haushaltszuschüsse vor­
genommen werden.

(12) Die Deutsche Investitionsbank erteilt die Konten­
freigabe 1957 für die materiellen Überhänge sofort bei 
Vorlage der INV-Abrechnungen per 31. Dezember 1956 
und der nicht voll erfüllten betrieblichen Investitions­
pläne 1956 auf Grund der im Jahre 1956 als Finanzie­
rungsgrundlage anerkannten Dokumente.

(13) Die Freigabe zur Finanzierung der materiellen 
Überhänge erfolgt bis zur Höhe der unverbrauchten —• 
hinsichtlich des Bauteiles auf Festpreise für Bauhaupt­
leistungen umgestellten.— Plansumme 1956 abzüglich 
der Investitionskostensenkung 1956.

II.
§ 8

Generalreparaturen
(1) Die Betriebe können die aus planmäßigen Zu­

führungen zu den GeneralreDaraturfonds nicht in An­
spruch genommenen Mittel zur Fortführung der bis zum 
31. Dezember 1956 bestätigten Generalreparaturmaß­
nahmen verwenden. Im betrieblichen Generalreparatur- 
plan für 1957 ist in Spalte 3 der auf dem General­
reparatursonderbankkonto per 31. Dezember 1956 vor­
handene Guthabenbetrag in voller Höhe, das heißt, ein­
schließlich eines eventuellen Betrages für materielle 
Überhänge, einzusetzen. Bei Baumaßnahmen dürfen 
materielle Überhänge, die einen Betrag von 5000,— DM 
übersteigen, nur dann weitergeführt und finanziert 
werden, wenn dem Generalreparaturträger eine schrift­
liche Erklärung des Planträgers varliegt, daß innerhalb 
des dem Planträger für das Planjahr 1957 zur Ver­
fügung stehenden Bauvolumens eine entsprechende 
Blockierung erfolgt ist.

(2) Soweit aus den Zuführungen für Abschreibungen 
der Hauptanlagen weitere Guthaben vorhanden sind, 
können diese von den Betrieben im Planjahr 1957 zu­
sätzlich für Generalreparaturen an Hauptanlagen ver­
wendet werden. Die Planträger haben die zusätzlichen 
Maßnahmen zu beauflagen, jedoch dürfen hierbei die 
den Planträgern im Rahmen ihrer Generalreparaturpläne 
zur Verfügung stehenden Bauanteile nicht überschritten 
werden.

(3) Betriebe, die nach den geltenden Bestimmungen 
einen Fonds für Generalreparaturen an Nebenanlagen 
bilden und die entsprechenden Abschreibungen dem 
Sonderbankkonto — Generalreparaturen — oder dem 
Sonderbankkonto — Zweckgebundene Mittel für den 
Grundmittelbereich — zugeführt haben, dürfen hieraus 
nur die Generalreparaturmaßnahmen finanzieren, die 
auf Grund des Vordruckes 0752 vom Planträger aus­
drücklich bestätigt sind.

(4) Für die Verwendung der am 31. Dezember 1956 
aus Zuführungen von Amortisationsteilen für Neben­
anlagen vorhandenen Guthaben gelten die Bestimmun­
gen der Absätze 1 und 2 entsprechend.
. (5) Die Leiter der Hauptverwaltungen bzw. die Vor­

sitzenden der Räte der Bezirke und Kreise sind be­
rechtigt, die von den Betrieben nicht benötigten Mittel 
aus Abschreibungen für Nebenanlagen auf besonderen 
Umverteilungskonten zusammenzuziehen und für Gene­
ralreparaturmaßnahmen an Nebenanlagen in ihrem 
Planbereich zu verwenden.

(6) Eine vorübergehende Verwendung von nicht be­
auflagten Mitteln aus Amortisationen der Neben­
anlagen zur Durchführung von planmäßigen General­
reparaturen und Ersatzanschaffungen an Hauptanlagen


